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	Überschrift
	EuGH-Generalanwalt: Auskunftsverweigerung ggü. erfolglosem Bewerber

	Gericht
	EuGH vom 13.01.2012 – Rs. C-415/10

	Leitsatz
	Als abgelehnter Kandidat bei einer Einstellung kann man vom Arbeitgeber keine Auskünfte darüber verlangen, nach welchen Kriterien ein anderer Bewerber eingestellt wurde. Allerdings kann die Auskunftsverweigerung zu einer Vermutung einer Diskriminierung führen, falls noch weitere Umstände vorliegen sollten.

	Bedeutung für die Praxis
	Erfolglose Bewerber, die eine Diskriminierung vermuten, können vom Arbeitgeber zwar keine Auskünfte darüber verlangen, ob und aufgrund welcher Kriterien dieser einen anderen Bewerber eingestellt hat. Die Auskunftsverweigerung könne aber eine Diskriminierung vermuten lassen. Das gelte allerdings nur, wenn zur Auskunftsverweigerung weitere Umstände hinzuträten, wie etwa die offensichtliche Eignung des Bewerbers für die Stelle und eine (wiederholt) unterbliebene Einladung zum Vorstellungsgespräch.
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	Überschrift
	Kettenbefristung bei ständigem Vertretungsbedarf nur bei konkretem Missbrauch unzulässig

	Gericht
	EuGH, Urteil vom 26.01.2011 – Rs. C-586/10 - Kücük

	Leitsatz
	Ein vorübergehender Vertretungsbedarf kann einen sachlichen Grund für eine Befristung darstellen. Der wiederholte oder dauerhafte Einsatz befristeter Vertretungen lässt weder einen sachlichen Grund für die Befristung entfallen noch folgt hieraus für sich genommen das Vorliegen eines Missbrauchs.

Bei der Verlängerung eines befristeten Arbeitsvertrags sind aber alle Umstände des Einzelfalls einschließlich der Zahl und der Gesamtdauer der in der Vergangenheit abgeschlossenen befristeten Verträge zu berücksichtigen.

	Bedeutung für die Praxis
	Die klagende Arbeitnehmerin war in einem Zeitraum von 11 Jahren aufgrund von 13 befristeten Arbeitsverträgen beschäftigt. Alle Verträge wurden zur Vertretung von Mitarbeitern mit unbefristeten Arbeitsverträgen abgeschlossen, wie bspw. für die Elternzeit. Der EuGH stellt fest, dass der vorübergehende Bedarf an der Vertretung eines anderen Arbeitsnehmers grds. eine Befristung und auch eine Verlängerung der Befristung rechtfertigen kann. Das gilt auch, wenn der Arbeitgeber wiederholt oder gar dauerhaft auf befristete Vertretungen zurückgreift und seinen Beschäftigungsbedarf an sich auch durch unbefristet eingestellte Arbeitnehmer hätte decken können. Der Arbeitgeber ist auch nicht automatisch verpflichtet, unbefristete Arbeitsverträge abzuschließen, wenn nach der Größe des Unternehmens oder der Zusammensetzung des Personals darauf geschlossen werden kann, dass er von einem wiederholten oder ständigen Vertretungsbedarf ausgeht. Allerdings muss eine Missbrauchskontrolle unter umfassender Berücksichtigung aller mit der Verlängerung der Befristung verbundenen Umstände des Einzelfalls erfolgen. Dazu zählt ausdrücklich auch die Zahl und Gesamtdauer der in der Vergangenheit mit demselben Arbeitgeber abgeschlossenen Verträge.
Dies bedeutet allerdings nicht, dass der EuGH Kettenbefristungen generell erlaubt hat. Vielmehr wurde durch das Gericht die Missbrauchskontrolle im speziellen Fall hervorgehoben. Nach der bisherigen Rechtsprechung des BAG wurde nur auf die letzte Befristung abgestellt. Dies wird sich nun ändern.

	Interne Nummer
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	Überschrift
	Arbeitsvertragliche Regelung zur Urlaubsabgeltung

	Gericht
	BAG, Urteil vom 18.10.2011 – 9 AZR 303/10

	Leitsatz
	Den Arbeitsvertragsparteien steht es frei, eine Vereinbarung zu treffen, die den Arbeitgeber verpflichtet, gesetzlich bereits verfallenen Urlaub abzugelten.

	Bedeutung für die Praxis
	Der Kläger, dem arbeitsvertraglich ein Urlaubsanspruch von 30 Tagen zustand, hatte mit dem beklagten Arbeitgeber vereinbart, dass die Übertragung von Resturlaub auf Folgejahre möglich ist und dass bei einer Beendigung des Arbeitsverhältnisses noch vorhandener Resturlaub mit 50 % vergütet wird. Ende August 2008 endete das Arbeitsverhältnis. Der Kläger, der aus den Vorjahren insgesamt 244 Urlaubstage angesammelt und als Resturlaub in das Jahr 2008 übertragen hatte, begehrt daraufhin die Abgeltung dieser Urlaubstage mit 50 %. Der Beklagte erachtet den Urlaub aus den Vorjahren als verfallen und verweigert die Zahlung.
Das BAG gewährt den Urlaubsabgeltungsanspruch. Die Vertragsfreiheit erlaube es den Parteien des Arbeitsvertrags zwar nicht, gesetzlich zwingende Urlaubsbestimmungen abzubedingen oder zum Nachteil des Arbeitnehmers zu modifizieren. Es sei aber zulässig, dass die Parteien neben den gesetzlichen Rechten vertragliche Ansprüche begründeten.
Diese Entscheidung kann man nur als Grundlage nehmen, Arbeitgeber gerade in Fragen des Urlaubs dazu aufzufordern, ausreichende Umsicht beim Treffen von Vereinbarungen walten zu lassen. Zu undifferenzierte Vereinbarungen können das Unternehmen teuer zu stehen kommen.

	Interne Nummer
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	Überschrift
	Vergütungserwartung bei Überstunden

	Gericht
	BAG, Urteil vom 21.09.2011 - 5 AZR 629/10

	Leitsätze
	Die erforderliche objektive Vergütungserwartung ist in weiten Teilen des Arbeitslebens gegeben.

Bei arbeitszeitbezogener und arbeitszeitunabhängiger Vergütung des Arbeitnehmers müssen weitere Umstände hinzutreten oder muss eine entsprechende Verkehrssitte bestehen, um einen Anspruch auf Überstundenvergütung zu begründen.

	Bedeutung für die Praxis
	Der Arbeitsvertrag regelte eine Arbeitszeit von 40 Stunden pro Woche. Später wurde eine Zusatzvereinbarung abgeschlossen, nach der der klagende Mitarbeiter Provisionen für die Vermittlung von Versicherungen enthält und diese Tätigkeit teilweise in die Arbeitszeit des Arbeitsverhältnisses fällt und teilweise nicht.
Da der klagende Arbeitnehmer keine sog. objektive Vergütungserwartung darlegen konnte, wies das Gericht die Zahlungsforderung des Klägers ab. Eine objektive Vergütungserwartung ist zwar im weiten Teil des Arbeitslebens gegeben. Es besteht jedoch kein allgemeiner Rechtssatz, dass jede Überstunde zu vergüten ist. Darlegungs- und beweispflichtig für das Bestehen einer Vergütungserwartung ist der Arbeitnehmer. Da im Streitfall zwischen den Parteien kein "Normalarbeitsverhältnis" abgeschlossen worden ist, sondern zwei zeitlich ineinander verschränkte Vergütungen vereinbart waren, hätte der Kläger besondere Umstände oder eine entsprechende Verkehrssitte vortragen müssen. Unklar ist, was ein Kläger hinsichtlich der Vergütungserwartung vortragen muss. Dabei verweist der Senat nun darauf, dass in einem "Normalarbeitsverhältnis" Überstunden grds. zu vergüten sind. Auch kann sich eine Vergütungserwartung aus Tarifverträgen der Branche ergeben oder es können besondere Umstände vorliegen, z.B. eine in der Vergangenheit bereits erfolgte Bezahlung von Überstunden.
Auch wenn Arbeitgebern nicht empfohlen werden kann, eine unwirksame pauschale Abgeltung in ihre Standardarbeitsverträge aufzunehmen (zulässig ist nur ein konkreter Prozentsatz), kann eine solche Klausel Arbeitnehmer mitunter von der Geltendmachung einer Überstundenvergütung abhalten oder den substantiierten Vortrag einer Vergütungserwartung verhindern.

	Interne Nummer
	A.VII.04


	Überschrift
	Falsche Beantwortung der Frage nach einer Behinderung - Anfechtung

	Gericht
	BAG, Urteil vom 07.07.2011 - 2 AZR 396/10

	Leitsatz
	Die falsche Beantwortung einer bei der Einstellung zulässigerweise gestellten Frage kann den Arbeitgeber zu einer Anfechtung des Arbeitsvertrags wegen arglistiger Täuschung berechtigen. Das setzt aber voraus, dass die Täuschung für den Abschluss des Arbeitsvertrags ursächlich war.

	Bedeutung für die Praxis
	Die Klägerin war seit 2007 bei dem Arbeitgeber tätig. Vor Unterzeichnung des Arbeitsvertrags hatte die Beklagte der Klägerin einen Personalfragebogen vorgelegt. Die Klägerin hatte hierin die Frage, ob sie anerkannte Schwerbehinderte oder Gleichgestellte sei, wahrheitswidrig verneint. Ende des Jahres 2008 teilte die Klägerin der Beklagten mit, dass sie als Schwerbehinderte anerkannt sei. Daraufhin erklärte die Beklagte am nächsten Tag die Anfechtung des Arbeitsvertrags wegen arglistiger Täuschung hinsichtlich des Personalfragebogens. Zudem kündigte sie der Klägerin nach Zustimmung des Integrationsamts mit Schreiben vom 22.10.2008 außerordentlich.
Das Arbeitsverhältnis der Parteien ist weder durch die Anfechtung noch durch die Kündigung aufgelöst worden.

Eine arglistige Täuschung i.S.v. § 123 Abs. 1 BGB liegt nicht vor, weil die Beklagte durch die falsche Antwort der Klägerin nicht zum Abschluss des Arbeitsvertrags bestimmt wurde. Zwar kann die falsche Beantwortung einer dem Arbeitnehmer bei der Einstellung zulässigerweise gestellten Frage den Arbeitgeber nach § 123 Abs. 1 BGB zur Anfechtung des Arbeitsvertrags wegen arglistiger Täuschung berechtigen. Der durch die Täuschung erregte Irrtum war hier aber für den Abschluss des Arbeitsvertrags auf Seiten der Beklagten nicht ursächlich. Denn sie hat ausdrücklich erklärt, sie hätte die Klägerin auch dann eingestellt, wenn diese die Frage wahrheitsgemäß beantwortet hätte.

Die Beklagte kann ihre Anfechtung auch nicht darauf stützen, die Klägerin habe sie über ihre Ehrlichkeit getäuscht. Die Annahme der Beklagten, die Klägerin sei ehrlich, beruhte nicht auf deren falscher Antwort. Hätte die Klägerin die Frage richtig beantwortet, wäre die Beklagte ebenso von ihrer Ehrlichkeit ausgegangen.

Für die außerordentliche Kündigung fehlt es an einem wichtigen Grund i.S.v. § 626 Abs. 1 BGB. Das gilt selbst dann, wenn die Frage nach der Schwerbehinderteneigenschaft zulässig gewesen wäre. Die Täuschung wirkte nicht in einer Weise nach, dass der Beklagten eine Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses bis zum Ablauf der Kündigungsfrist unzumutbar gewesen wäre. Schließlich war die Klägerin mehr als eineinhalb Jahre für die Beklagte tätig, ohne dass es Beanstandungen gegeben hätte.

Eine Anfechtung des Arbeitsvertrags wegen arglistiger Täuschung ist nur dann sinnvoll, wenn der Arbeitsvertrag ohne die Täuschung nachweisbar nicht abgeschlossen worden wäre.
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